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A. Problem 

Im Rahmen des Assoziationsabkommens fischen der Euro- 
päischen Gemeinschaft und verschiedenen Mittelmeeranrai- 
nerstaaten werden regelmäßig auch finanzielle Hilfen verein- 
bart. Die Verhandlungen mit Zypern standen bisher wegen 
unterschiedlicher Laufzeiten der Finanzprotokolle für andere 
Mittelmeeranrainerstaaten noch aus. 


B. Lösungen 

Entgegen dem Kommissionsvorschlag, die Laufzeit des Fi- 
nanzprotokolls an die der anderen Staaten anzupassen und 
einen knapp dreijährigen Zeitraum vorzusehen, hat der Rat 
sich auf eine Laufzeit des Finanzprotokolls auf fünf Jahre 
geeinigt sowie daraxif, einen Gesamtbetrag von 44 Mio. ECU in 
Form von EIB-Darlehen, von Zuschüssen und von Sonderdar- 
lehen vorzusehen. Daneben werden Zinsvergütungen und 
Sonderkonditionen gewährt. 

Entschließung an die Bundesregierung sicherzustellen, das 
Ergebnis der finanziellen und technischen Zusammenarbeit 
allen Bevölkerungsteilen der zur Zeit politisch geteilten Insel 
zugute kommen zu lassen und mit der Verordnung sollte kein 
Präzedenzfall für andere europäische Regionen geschaffen 
werden. 
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C. Alternative 

keine 


D. Kosten 

Von dem Gesamtbetrag von 44 Mio. ECU sollen rund die 
Hälfte aus Haushaltsmitteln der Gemeinschaft einschließlich 
zu zahlender Zinsvergütungen zur Verfügung gestellt wer- 
den. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Bei der Durchführung des anliegenden Protokolls über die finanzielle und tech- 
nische Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Republik Zypern — EG-Dok. Nr. 9063/1/83 — ist als Geschäftsgrundlage 
der Assoziation EG-Zypern — auch nach der faktischen Teilung der Insel seit 
1974 — der Grundsatz hervorzuheben, daß die Vorteile der Zusammenarbeit der 
„gesamten Inselbevölkerung“ zugute kommen müssen. 

Der Deutsche Bundestag vertritt darüber hinaus die Auffassung, daß mit der 
Verordnung kein Präzedenzfall für andere europäische Regionen geschaffen 
wird. 


Bonn, den 25. Januar 1984 

Der Haushaltsausschuß 

Walther Hoffmann (Saarbrücken) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Verordnung (EWG) des Rates über den Abschluß des Protokolls über die finanzielle 
und technische Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Republik Zypern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 238, 

auf Empfehlung der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in der Erwägung, daß das am . . . Unterzeichnete 
Protokoll über die finanzielle und technische Zu- 
sammenarbeit zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Republik Zypern ge- 
nehmigt werden muß — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


1) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Protokolls wird 
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften auf 
Veranlassung des Generalsekretariats des Rates veröf- 
fentlicht 


Artikel 1 

Das Protokoll über die finanzielle und technische 
Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Republik Zypern wird 
im Namen der Gemeinschaft genehmigt. 

Der Wortlaut des Protokolls ist dieser Verord- 
nung beigefügt 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 21 
Abs. 1 des Protokolls vorgesehene Notifizierung 
vor^). 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröf- 
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680 70 — E — As 165/83 — vom 
29. September 1983. 
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Protokoll über die finanzielle und technische Zusammenarbeit zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Zypern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

einerseits, 

DIE REGIERUNG DER REPUBLIK ZYPERN 
andererseits, 

in dem Bemühen, die Entwicklung der zyprischen 
Wirtschaft zu fördern und die Verfolgung der Ziele 
des Abkommens zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Republik Zypern zu begünstigen, 

haben beschlossen, dieses Protokoll zu schließen, 
und haben zu diesem Zweck zu ihren Bevollmäch- 
tigten ernannt: 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN: 

DIE REGIERUNG DER REPUBLIK ZYPERN: 
Artikel 1 

Im Rahmen der im Abkommen zur Gründung 
einer Assoziation zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Republik Zypern vor- 
gesehenen finanziellen und technischen Zusam- 
menarbeit beteiligt sich die Gemeinschaft nach 
Maßgabe dieses Protokolls an der Finanzierung von 
Maßnahmen zur Förderung der wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung Zyperns. 

Artikel 2 

(1) Für die in Artikel 1 genannten Zwecke kann in 
der Zeit bis zum 31. Dezember 1988 ein Gesamtbe- 
trag von 44 Mio. ECU zur Verfügung gestellt wer- 
den, der sich wie folgt zusammensetzt: 

a) 28 Mio. ECU in Form von Darlehen der Europäi- 
schen Investitionsbank, im folgenden „Bank“ ge- 
nannt, die aus ihren eigenen Mitteln gewährt 
werden; 

b) 16 Mio. ECU aus Haushaltsmitteln der Gemein- 
schaft, und zwar: 

— 6 Mio. ECU in Form von Darlehen zu Sonder- 
bedingungen; 

— 10 Mio. ECU in Form nichtrückzahlbarer Zu- 
schüsse. 

Aus den unter Buchstabe b erster Gedankenstrich 
aufgeführten Beträgen können Beiträge zur Bil- 
dung von haftendem Kapital vorgesehen werden, 
und zwar insbesondere in Form von nachgeordne- 
ten Darlehen, bedingten Darlehen oder Beteiligun- 
gen. 


(2) Für die in Absatz 1 Buchstabe a genannten 
Darlehen außer Darlehen zur Finanzierung von 
Vorhaben im Erdölbereich werden Zinsvergütun- 
gen in Höhe von 2 v. H. aus den in Absatz 1 Buch- 
stabe b zweiter Gedankenstrich aufgeführten Mit- 
teln gewährt. 

Artikel 3 

(1) Der in Artikel 2 festgesetzte Gesamtbetrag 
dient zur Finanzierung oder zur Beteiligung an der 
Finanzierung 

— von Investitionsvorhaben im Bereich der Pro- 
duktion und der wirtschaftlichen Infrastruktur, 
vor allem zur Diversifizierung der Wirtschafts- 
struktur Zyperns und insbesondere zur Förde- 
rung seiner Industrialisierung und der Moderni- 
sierung der Landwirtschaft; 

— von Maßnahmen der technischen Zusammenar- 
beit zur Vorbereitung oder Ergänzung der von 
der zyprischen Regierung ausgearbeiteten Inve- 
stitionsvorhaben; 

— von Maßnahmen der technischen Zusammenar- 
beit im Bereich der Ausbildung. 

(2) Die Finanzbeiträge der Gemeinschaft dienen 
zur Deckung der Ausgaben im Inland und im Aus- 
land, die für die Durchführung von genehmigten 
Vorhaben (einschließlich Studien, Ingenieurbera- 
tung und technische Hilfe) und Maßnahmen not- 
wendig sind. Sie dürfen nicht zur Deckung laufen- 
der Verwaltungs-, Unterhaltungs- und Betriebsko- 
sten verwendet werden. 

Artikel 4 

(1) Für die Investitionsvorhaben kommt eine Fi- 
nanzierung entweder durch Darlehen der Bank mit 
Zinsvergütung nach Maßgabe von Artikel 2, durch 
Darlehen zu Sonderbedingungen, durch nichtrück- 
zahlbare Zuschüsse oder durch eine Kombination 
von diesen drei Arten in Betracht. 

(2) Die Maßnahmen der technischen Zusammen- 
arbeit werden im allgemeinen durch nichtrückzahl- 
bare Zuschüsse finanziert. 

Artikel 5 

(1) Die für jedes Jahr zu bindenden Beträge sind 
so gleichmäßig wie möglich über die gesamte Gel- 
tungsdauer dieses Protokolls zu verteilen. 

(2) Verbleibt nach Ablauf des in Artikel 2 Abs. 1 
genannten Zeitraums ein nicht gebundener Rest- 
betrag, so wird er vollständig verwendet. In diesem 
Fall erfolgt die Verwendung nach den in diesem 
Protokoll festgelegten Bedingungen. 
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Artikel 6 

(1) Die Gewährung der Darlehen, die die Bank 
aus eigenen Mitteln finanziert, erfolgt nach den in 
der Satzung der Bank festgelegten Einzelheiten, 
Bedingungen und Verfahren. Die Laufzeit der Dar- 
lehen wird nach den wirtschaftlichen und finanziel- 
len Merkmalen der Vorhaben, für die diese Darle- 
hen bestimmt sind, festgelegt, wobei auch den Be- 
dingungen der Kapitalmärkte Rechnung getragen 
wird, auf denen sich die Bank ihre eigenen Mittel 
beschafft. Der Zinssatz wird zu den Bedingungen 
festgesetzt, die von der Bank zur Zeit der Unter- 
zeichnunung des betreffenden Darlehensvertrags 
gehandhabt werden, vorbehaltlich der in Artikel 2 
Abs. 2 genannten Zinsvergütung. 

(2) Die Darlehen zu Sonderbedingungen werden 
für eine Dauer von 40 Jahren gewährt und sind 
zehn Jahre tilgungsfrei. Der Zinssatz beträgt 1 v. H. 
pro Jahr. Die Voraussetzungen und Modalitäten der 
Beiträge zur Bildung von Risikokapital werden in 
jedem Einzelfall festgelegt. 

(3) Die Darlehen können über den zyprischen 
Staat oder über geeignete zyprische Einrichtungen 
gewährt werden, welche die Mittel zu Bedingungen 
an die Empfänger weiterzuleiten haben, die im Ein- 
vernehmen mit der Gemeinschaft nach den wirt- 
schaftlichen und finanziellen Merkmalen der Vor- 
haben, für die sie bestimmt sind, festgelegt worden 
sind. 

Artikel 7 

Im Einvernehmen mit Zypern kann die Hilfe der 
Gemeinschaft zur Durchführung bestimmter Vor- 
haben in Form einer Mitfinanzierung geleistet wer- 
den, an der sich insbesondere Kredit- und Entwick- 
lungsstellen und -Institute Zyperns, der Mitglied- 
staaten oder dritter Staaten oder internationale Fi- 
nanzorgane beteiligen können. 

Artikel 8 

Im Rahmen der finanziellen und technischen Zu- 
sammenarbeit können begünstigt werden: 

a) allgemein: 

— der zyprische Staat; 

b) im Einvernehmen mit der zyprischen Regierung 

für von ihr genehmigte Vorhaben oder Maßnah- 
men: 

— die öffentlichen Entwicklungseinrichtungen 
Zyperns; 

— private Einrichtungen, die in Zypern für die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung ar- 
beiten; 

— Unternehmen, die ihre Tätigkeit nach Metho- 
den der gewerlichen und kaufmännischen 
Geschäftsführung ausüben und als juristi- 
sche Personen im Sinne des Artikels 12 ge- 
gründet worden sind; 

— Verbände von Erzeugern, die Staatsangehö- 
rige Zyperns sind, oder — in Ermangelung 


derartiger Verbände — ausnahmsweise die 
Erzeuger selbst; 

— Stipendiaten und Praktikanten, die von Zy- 
pern im Rahmen der in Artikel 3 genannten 
Ausbildungsmaßnahmen entsandt werden. 

Artikel 9 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Protokolls bestimmen 
die Gemeinschaft und Zypern einvernehmlich die 
spezifische Ziele der finanziellen und technischen 
Zusammenarbeit nach den im Entwicklungsplan 
Zyperns festgesetzten Prioritäten. 

Diese Ziele können einvernehmlich überprüft wer- 
den, um Änderungen in der Wirtschaftslage Zy- 
perns oder in den in seinem Entwicklungsplan fest- 
gesetzten Zielsetzungen und Prioritäten Rechnung 
zu tragen, 

(2) In dem nach Absatz 1 festgelegten Rahmen 
bezieht sich die finanzielle und technische Zusam- 
menarbeit auf Vorhaben und Maßnahmen, die vom 
zyprischen Staat oder von anderen von diesem 
Land zugelassenen Empfängern ausgearbeitet wur- 
den. 

Artikel 10 

(1) Der zyprische Staat oder mit Zustimmung sei- 
ner Regierung die anderen in Artikel 8 genannten 
in Frage kommenden Begünstigten stellen bei der 
Gemeinschaft die Finanzierungsanträgö. 

(2) Die Gemeinschaft prüft die Finanzierungsan- 
träge gemeinsam mit den zuständigen zyprischen 
Behörden und mit den anderen Begünstigten in 
Übereinstimmung mit den in Artikel 9 Abs. 1 ge- 
nannten Zielen und teilt ihnen mit, ob diesen Anträ- 
gen stattgegeben wird. 

Artikel 11 

(1) Die Verantwortung für die Durchführung der 
im Rahmen dieses Protokolls finanzierten Vorha- 
ben sowie für die Verwaltung und Unterhaltung der 
erstellten Anlagen liegt bei Zypern oder den ande- 
ren in Artikel 8 genannten Begünstigten. 

Die Gemeinschaft vergewissert sich, daß diese fi- 
nanziellen Hilfen für die beschlossenen Zwecke 
und wirtschaftlich optimal verwendet werden. 

(2) Bestimmte Verwaltungsmodalitäten für die fi- 
nanziellen Hilfen, die die Gemeinschaft gewährt, 
sind Gegenstand eines Briefwechsels beim Ab- 
schluß dieses Protokolls zwischen der Kommission 
und Zypern. 

Artikel 12 

Die Teilnahme an Ausschreibungen, Aufträgen 
und Verträgen, die für eine Finanzierung in Be- 
tracht kommen, steht allen natürlichen und juristi- 
schen Personen, die in den Anwendungsbereich des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft fallen, sowie allen natürlichen 


6 



Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Drucksache 10/923 


und juristischen Personen Zyperns zu gleichen Be- 
dingungen offen. Diejenigen juristischen Personen, 
die nach den Rechtsvorschriften eines Mitglieds- 
staats der EWG oder Zyperns gegründet worden 
sind, müssen ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre 
Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung in 
den Gebieten, in denen der Vertrag zur Gründung 
der EWG Anwendung findet, oder in Zypern haben. 
Haben sie nur ihren satzungsmäßigen Sitz in den 
genannten Gebieten oder in Zypern, so muß ihre 
Tätigkeit in tatsächlicher und dauerhafter Verbin- 
dung mit der Wirtschaft der genannten Gebiete 
oder Zyperns stehen. 

Artikel 13 

Um die Beteiligung zyprischer Unternehmen an 
der Ausführung von Bauaufträgen zu begünstigen, 
kann ein beschleunigtes Ausschreibungsverfahren 
mit verkürzten Fristen für die Einreichung von An- 
geboten in die Wege geleitet werden, wenn es sich 
um die Ausführung von Arbeiten handelt, die in- 
folge ihres Umfangs hauptsächlich für zyprische 
Unternehmen in Frage kommen. 

Dieses beschleunigte Verfahren kann für Aus- 
schreibungen mit einem Schätzwert von weniger 
als 2 Mio. ECU durchgeführt werden. 

Artikel 14 

(1) Zypern wendet auf die Aufträge und Verträge, 
die zur Ausführung von durch die Gemeinschaft 
finanzierten Vorhaben oder Maßnahmen vergeben 
bzw. geschlossen werden, eine Steuer- und Zollrege- 
lung an, die nicht weniger günstig ist als die Rege- 
lung für die meistbegünstigte internationale Orga- 
nisation auf dem Gebiet der Entwicklung. 

(2) Diese Steuer- und Zollregelung wird in einem 
Briefwechsel zwischen den Parteien festgelegt. 

Artikel 15 

Zypern trifft alle erforderlichen Maßnahmen, da- 
mit die Zinsen und alle anderen Beträge, die der 
Gemeinschaft im Zusammenhang mit den nach 
Maßgabe dieses Protokolls gewährten Darlehen ge- 
schuldet sind, von nationalen oder lokalen Steuern 
oder Abgaben befreit werden. 

Artikel 16 

Wird ein Darlehen einem anderen Begünstigten 
als dem zyprischen Staat gewährt, so kann die Ge- 


meinschaft seine Gewährung von einer Bürgschaft 
des zyprischen Staates oder anderen ausreichenden 
Garantien abhängig machen. 

Artikel 17 

Während der gesamten Laufzeit der aufgrund 
dieses Protokolls gewährten Darlehen stellt Zypern 
den Darlehensnehmern oder -bürgen die für die 
Zinsen, Gebühren und sonstigen Belastungen sowie 
die Tilgungszahlungen erforderlichen Devisen zur 
Verfügung. 

Artikel 18 

Die Ergebnisse der finanziellen und technischen 
Zusammenarbeit können vom Assoziationsrat ge- 
prüft, werden. Dieser bestimmt gegebenenfalls die 
allgemeinen Leitlinien dieser Zusammenarbeit. 

Artikel 19 

Ein Jahr vor Ablauf dieses Protokolls prüfen die 
Vertragsparteien, welche Bestimmungen auf dem 
Gebiet der finanziellen und technischen Zusam- 
menarbeit für einen etwaigen weiteren Zeitraum 
vorgesehen werden können. 


Artikel 20 

Dieses Protokoll ist dem Abkommen zur Grün- 
dung einer Assoziation zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Zypern 
beigefügt. 

Artikel 21 

(1) Dieses Protokoll bedarf der Genehmigung 
nach den Verfahren der Vertragsparteien; diese no- 
tifizieren einander den Abschluß der dafür erfor- 
derlichen Verfahren. 

(2) Dieses Protokoll tritt am ersten Tag des zwei- 
ten Monats nach dem Tag in Kraft, an dem die Noti- 
fizierungen nach Absatz 1 erfolgt sind. 


Artikel 22 

Dieses Protokoll ist in zwei Urschriften in däni- 
scher, deutscher, englischer, französischer, griechi- 
scher, italienischer und niederländischer Sprache 
abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen ver- 
bindlich ist 
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Bericht des Abgeordneten Hoffmann (Saarbrücken) 


Die Unterrichtung durch die Bundesregierung mit 
der Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates 
über den Abschluß des Protokolls über die finan- 
zielle und technische Zusammenarbeit zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Republik Zypern in dem EG-Dok. Nr. 9063/1/83 
wurde dem Haushaltsausschuß am 13. Oktober 1983 
gemäß § 93 der Geschäftsordnung in der Sammel- 
übersicht Drucksache 10/486 Nr. 23 überwiesen. Der 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
hatte mitgeteilt, er wolle sich gutachtlich zu der 
Vorlage äußern. 

Zum Sachverhalt ist festzustellen: 

Im Rahmen der Assoziationsabkommen zwischen 
der Europäischen Gemeinschaft und verschiedenen 
Mittelmeeranrainerstaaten werden regelmäßig 
auch finanzielle Hilfen vereinbart. Die Finanzproto- 
kolle mit den betreffenden Staaten sind befristet — 
normalerweise etwa auf fünf Jahre. Für die mei- 
sten der Mittelmeeranrainerstaaten — das gilt für 
die Maghreb-Staaten ebenso wie für die Maschrek- 
Staaten und Israel — ist die erste Serie der Finanz- 
protokolle nach Ausschöpfung der Mittel bereits 
durch eine zweite Serie von Finanzprotokollen ab- 
gelöst worden. Wegen der unterschiedlichen Lauf- 
zeit der Finanzprotokolle standen bisher nur noch 
die Verhandlungen mit Zypern und Malta aus. 

Für Zypern wollte die Kommission die Laufzeit des 
Finanzprotokolls an die der anderen Finanzproto- 
kolle anpassen. Sie hat deshalb für einen knapp 
dreijährigen Zeitraum einen Betrag von 48 Mio. 
ECU vorgeschlagen. Von diesem Betrag sollte die 
Europäische Investitionsbank 28 Mio. ECU als Dar- 
lehen und die Gemeinschaft über den EG-Haushalt 
20 Mio. ECU beitragen. 

Die Sonderdarlehen aus dem EG-Haushalt sollten 
wie bisher eine Laufzeit von 40 Jahren — zehn Frei- 
jahre eingeschlossen — und einen Zinssatz von 
1 V. H. erhalten. Als Zinsbonifikation für die Darle- 
hen der Europäischen Investitionsbank war ein 
Satz von 3 v. H. p. a. vorgesehen worden. 

Haltung des Rates sowie Verhandlungsergebnis 

Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft waren na- 
hezu einstimmig der Auffassung, daß der Vorschlag 
der Kommission für ein zweites Finanzprotokoll ge- 
genüber Zypern bei weitem überhöht sei. Diese Auf- 
fassung bezog sich sowohl auf die Laufzeit des Fi- 
nanzprotokolls als auch auf den Gesamtbetrag und 
die Struktur des Finanzprotokolls. Gemessen an 
den übrigen Mittelmeerstaaten hat Zypern einen 
wesentlich höheren Entwicklungsstand. 

Nach längeren Diskussionen hat sich der Rat 
schließlich auf folgende Elemente für ein Verhand- 
lungsmandat geeinigt: 


— Laufzeit des Finanzprotokolls fünf Jahre, 

— Gesamtbetrag 44 Mio. ECU, davon normale EIB- 
Darlehen 28 Mio. ECU und Haushaltsmittel 
16 Mio. ECU (10 Mio. ECU in Form von Zuschüs- 
sen und 6 Mio. ECU in Form von Sonderdarle- 
hen), 

— eine Zinsvergütung für die EIB-Darlehen bis zu 
3 V. H. p. a., 

— Sonderdarlehen mit einer Laufzeit von 40 Jah- 
ren, zehn Jahre tilgungsfrei, 1 v. H. Zinsen. 

In den Verhandlungen haben sich die Partner 
schließlich auf eine fünfjährige Laufzeit des Fi- 
nanzprotokolls — bis 31. Dezember 1988 — geeinigt. 
Gesamtbetrag (44 Mio. ECU) und Struktur des Fi- 
nanzprotokolls entsprechen dem Ratsmandat. 

Auch bei den Bedingungen für Sonderdarlehen hat 
sich keine Änderung gegenüber dem ersten Finanz- 
protokoll ergeben. 

Zypern hat allerdings von der Möglichkeit, eine 
dreiprozentige Zinsbonifikation für EIB-Darlehen 
in Anspruch zu nehmen, keinen Gebrauch gemacht. 
Es verbleibt bei einer Zinsbonifikation von 2 v. H. 
p. a.; dadurch erhält Zypern im Rahmen der verein- 
barten Zuschüsse einen größeren Freiraum für 
technische Hilfe. 

Der Haushaltsausschuß hatte die Vorlage seinem 
Unterausschuß zu Fragen der EG zur Beratung 
überwiesen. Dieser hat sich in seiner Sitzung am 
25. Januar 1984 eingehend mit der Vorlage beschäf- 
tigt. Bei der Beratung dieser Vorlage hat die Bun- 
desregierung dem Unterausschuß vorgetragen, daß 
die Aushandlung des zweiten Finanzprotokolls von 
Anfang an in den größeren Zusammenhang des As- 
soziationsverhältnisses EG-Zypern gestellt werden 
müsse. Im Hinblick auf den höheren Entwicklungs- 
stand Zyperns käme eine isolierte Behandlung der 
Finanzhilfe nicht in Betracht. Eine Verbesserung 
der laufenden Handelsregelung etwa im landwirt- 
schaftlichen Bereich sollte ebenso vorangetrieben 
werden wie das Verfahren für den Übergang zur 
zweiten Stufe des Assoziationsabkommens. 

Ferner sollte nach Auffassung der Bundesregierung 
der Gesamtbetrag sowie die übrigen Elemente ei- 
nes neuen Finanzprotokolls in die Struktur der üb- 
rigen Finanzprotokolle eingepaßt werden. Darüber 
hinaus sollten die knappen Haushaltsmittel — Zu- 
schüsse — besser für Maßnahmen der technischen 
Hilfe als für eine pauschale Herabsetzung des Zins- 
satzes für EIB-Darlehen (Zinsbonifikation) verwen- 
det werden. Insoweit konnte bei den Brüsseler Ver- 
handlungen durchgesetzt werden, daß der Gesamt- 
betrag des neuen Finanzprotokolls — gemessen an 
dem ersten Finanzprotokoll — unterhalb der durch- 
schnittlichen Steigerungsrate für die übrigen Mit- 
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telmeerfinanzprotokolle liegt. Auch das Verhältnis 
zwischen EIB-Darlehen und Beträgen, die aus dem 
EG-Haushalt gezahlt werden müssen, entspricht in 
etwa den Anteilen bei vergleichbaren Mittelmeer- 
anrainerstaaten. 


Der Unterausschuß schloß sich dieser Auffassung 
an und empfahl dem Haushaltsausschuß, dem 
Deutschen Bundestag eine Entschließung vorzule- 
gen mit der Maßgabe, daß bei der Durchführung 
des Protokolls über die finanzielle und technische 
Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Republik Zypern — 
EG-Dok. Nr. 9063/83 — als Geschäftsgrundlage der 
Assoziation EG-Zypern — auch nach der faktischen 
Teilung der Insel seit 1974 — der Grundsatz hervor- 
zuheben ist, daß die Vorteile der Zusammenarbeit 


Bonn, den 25. Januar 1984 


der „gesamten Inselbevölkerung“ zugute kommen 
müssen. 

Darüber hinaus wurde im Hinblick darauf, daß in 
anderen Regionen als Zypern nicht so gute wirt- 
schaftliche Verhältnisse vorliegen, einmütig die 
Auffassung vertreten, daß mit der Verordnung kein 
Präzedenzfall für andere europäische Regionen ge- 
schaffen werde. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
hat die Vorlage in seiner Sitzung am 9. November 
1983 beraten und ist dabei übereingekommen, 
Kenntnisnahme zu empfehlen. 

Der Haushaltsausschuß hat die Vorlage abschlie- 
ßend in seiner Sitzung am 25. Januar 1984 beraten 
und sich der Beschlußempfehlung seines Unteraus- 
schusses einmütig angeschlossen. 


Hoffmann (Saarbrücken) 
Berichterstatter 


9 





Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 


